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Stellungnahme des Vereins DI-Netz e.V. 

zum Referentenentwurf des Gesetzes zur Modernisierung 

des Kindschaftsrechts (KiMoG) 

 

DI-Netz e.V., die Deutsche Vereinigung von Familien nach Samenspende, bedankt sich für 

die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Referentenentwurf des Kindschaftsrechtsmoderni-

sierungsgesetzes vom 11.05.2026. 

DI-Netz vertritt die Interessen von Familien nach Samenspende. Hierzu zählen insbesondere 

Menschen mit Kinderwunsch, die eine Samenspende in Anspruch nehmen möchten, Eltern 

sowie minderjährige und erwachsene Menschen, die durch Samenspende gezeugt wurden.1 

DI-Netz begleitet Familien bei Fragen der Aufklärung über die Samenspende und der Ab-

stammung. Ein Schwerpunkt der Arbeit ist die Förderung des Austauschs und der Vernetzung 

von Familien. Außerdem unterstützt DI-Netz Familien bei einer Kontaktanbahnung zum Sa-

menspender. 

Der vorliegende Referentenentwurf hat seinen Schwerpunkt auf Reformen im Bereich des 

Schutzes vor häuslicher Gewalt sowie des Kindeswohl-, Sorge- und Umgangsrechts. Zugleich 

betrifft er mit dem vorgesehenen Auskunftsanspruch des Kindes und dem geplanten Um-

gangsrecht auch Familien nach Samenspende. Die Samenspende steht dabei weder im Mit-

 
1 Für die Gesamtgruppe der Menschen in Deutschland, die mithilfe einer Samenspende gezeugt wurden, gibt 
es keine Alleinvertretung. Ein Teil wird durch DI-Netz vertreten, weitere Teile durch den LSVD, außerdem durch 
den Verein „Spenderkinder“ und durch den Verein „Solomütter Deutschland e.V.“. Die überwiegende Zahl der 
betroffenen Kinder und ihrer Eltern ist im politisch-öffentlichen Raum nicht repräsentiert. 
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telpunkt des Entwurfs noch ist sie Gegenstand einer eigenständigen Regelungskonzeption.2 

Gleichwohl können die vorgesehenen Regelungen für Familien nach Samenspende erhebli-

che praktische und rechtliche Auswirkungen entfalten. 

Die nachfolgenden Ausführungen beschränken sich auf Familien, die durch ärztlich assis-

tierte Samenspende im Rahmen reproduktionsmedizinischer Behandlungen entstanden 

sind.3  

Der vorgesehene Auskunftsanspruch des Kindes gegenüber seinen Eltern wird von 

DI-Netz ausdrücklich befürwortet. Gegen die geplanten Regelungen zu einem Um-

gangsrecht des Kindes mit dem Samenspender bestehen dagegen erhebliche recht-

liche und psychosoziale Bedenken. 

Aus Sicht von DI-Netz setzt eine sachgerechte rechtliche Bewertung der Samenspende eine 

klare Unterscheidung verschiedener Regelungsebenen voraus. Das Recht auf Kenntnis der 

genetischen Herkunft, elterliche Auskunfts- und Mitwirkungspflichten, freiwillige Kontakt-

möglichkeiten sowie familienrechtliche Umgangsrechte verfolgen unterschiedliche Zielset-

zungen und sollten rechtlich nicht miteinander vermischt werden. Herkunftswissen ermög-

licht Selbstbestimmung. Auskunftsrechte sichern den Zugang zu Informationen. Freiwillige 

Kontaktangebote können Begegnungen unterstützen. Familienrechtliche Umgangsrechte 

verrechtlichen persönliche Beziehungsfragen und stellen sie unter einen familienrechtli-

chen Anspruchs- und Verfahrensrahmen. Diese Ebenen sollten aus Sicht des DI-Netzes im 

Bereich der Samenspende klar voneinander getrennt bleiben. 

1. Der Auskunftsanspruch des Kindes gegenüber seinen Eltern  

Mit § 1619 BGB-E soll erstmals ein ausdrücklicher Anspruch des Kindes gegenüber seinen 

Eltern auf Auskunft über seine Abstammung gesetzlich geregelt werden. Bemerkenswert ist, 

dass der Referentenentwurf den neuen § 1619 BGB-E bereits an den Anfang der kindschafts-

rechtlichen Änderungen stellt. Damit wird das Recht auf Kenntnis der eigenen Abstammung 

als grundlegendes Anliegen hervorgehoben, selbst wenn es im Kindschaftsrecht eher aty-

pisch angesiedelt ist. 

 
2 Im Gesetzestext wird die Samenspende lediglich an einer Stelle ausdrücklich erwähnt. In der Entwurfsbe-
gründung wird sie nur punktuell behandelt; in den veröffentlichten FAQ zum Referentenentwurf findet sie kei-
nerlei Erwähnung. 
 
3 Gemeint sind sowohl Spendersamenbehandlungen in Deutschland als auch im Ausland. Private Samenspen-
den außerhalb reproduktionsmedizinischer Behandlungen sind nicht Gegenstand dieser Stellungnahme. Für 
diese besteht bislang keine eigenständige gesetzliche Regelung, sodass die derzeitige rechtliche Einordnung 
vom Grundsatz her nach den üblichen für einen leiblichen Vater geltenden Vorschriften erfolgt. Der Umstand, 
dass diese Einordnung den Besonderheiten privater Samenspenden vielfach nicht gerecht wird, bedürfte einer 
eigenständigen Darstellung und ist deshalb nicht Gegenstand dieser Stellungnahme zur medizinisch assistierten 
Samenspende. Gerade diese Konstellation macht allerdings deutlich, dass der Rückgriff auf die herkömmlichen 
Kategorien des Abstammungs- und Umgangsrechts Ausdruck einer bislang fehlenden gesetzlichen Differenzie-
rung ist statt ein Beleg für ihre sachliche Passgenauigkeit. 
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Zwar können durch Samenspende gezeugte Menschen grundsätzlich ab Vollendung des 16. 

Lebensjahres Auskunft aus dem Samenspenderregister erhalten. Dies setzt jedoch voraus, 

dass ihnen überhaupt bekannt ist oder sie zumindest vermuten, durch Samenspende ge-

zeugt worden zu sein. Auch heute erfahren manche Menschen entweder gar nicht oder erst 

zufällig und unter belastenden Umständen von ihrer Entstehung durch Samenspende. Zu-

dem ist es nicht selbstverständlich, dass Kinder Zugang zu solchen Informationen über den 

Samenspender erhalten, über die ihre Eltern verfügen. DI-Netz setzt sich daher seit vielen 

Jahren für eine frühe und altersgerechte Aufklärung über die Samenspende ein und rät aus 

psychologischen und ethischen Gründen davon ab, Kinder dauerhaft über ihre Abstammung 

zu täuschen. 

Der Auskunftsanspruch besitzt erhebliche praktische Bedeutung. Er kommt sowohl in Fällen 

zum Tragen, in denen Kinder noch nichts von ihrer Entstehung durch Samenspende wissen, 

als auch dann, wenn zwischen Eltern und Kind unterschiedliche Auffassungen darüber be-

stehen, welche Informationen über die eigene Abstammung und den Samenspender dem 

Kind zugänglich gemacht werden sollen. 

DI-Netz ist davon überzeugt, dass dem Kind die Informationen über die eigene Abstammung 

zustehen. Die Kenntnis der eigenen Abstammung berührt den Kern der Persönlichkeit und 

besitzt verfassungsrechtliches Gewicht. Der Auskunftsanspruch stärkt die Rechtsposition 

des Kindes gegenüber seinen Eltern und setzt zugleich ein wichtiges gesellschaftliches Sig-

nal. 

Für § 1619 BGB-E besteht aus Sicht von DI-Netz allerdings noch folgender Klärungsbedarf: 

1.1. Zu den elterlichen Auskunfts-, Mitwirkungs- und Nachforschungspflichten 

Insbesondere die Reichweite des Auskunftsanspruchs bedarf größerer Klarheit. Der Entwurf 

macht deutlich, dass sich der Anspruch nicht auf die Mitteilung der Tatsache der Samen-

spende beschränkt, sondern auch Informationen zur Identifizierung der Abstammung um-

fasst. Damit stellt sich die Frage, welche Informationen Eltern ihren Kindern tatsächlich schul-

den und wo die Grenzen ihrer Auskunfts-, Mitwirkungs- und Nachforschungspflichten verlau-

fen. 

• Welche bereits vorhandenen Informationen müssen Eltern offenlegen? 

Den Eltern ist die Identität des Samenspenders regelmäßig nicht bekannt. Oft besitzen 
sie allenfalls Unterlagen aus dem damaligen Behandlungsverhältnis. Unklar bleibt, 
welche dieser Informationen vom Auskunftsanspruch erfasst werden. Dies könnte 
etwa Spendernummern, Profile des Samenspenders, biographische Angaben, äußer-
liche Merkmale oder Persönlichkeitsbeschreibungen betreffen, aber auch persönliche 
Aufzeichnungen, ärztliche Unterlagen, Behandlungsprotokolle, Auswahlbögen, Kor-
respondenzen, Tagebuchaufzeichnungen der Eltern sowie Angaben zur Samenbank 
oder zum behandelnden Arzt bzw. Kinderwunschzentrum. Offen bleibt zudem, ob El-
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tern sämtliche vorhandenen Informationen offenlegen müssen oder ob es genügen 
kann, das Kind auf die Zuständigkeit des Samenspenderregisters zu verweisen. 

• Müssen Informationen dauerhaft aufbewahrt werden? 

Die Entwurfsbegründung nennt als möglichen Anspruchsgegenstand nicht nur die Be-
nennung von Personen, die Samen gespendet haben, sondern auch Informationen, 
die bei der Identifizierung der Abstammung helfen können, etwa Angaben zum „Zeu-
gungsort“ oder die Nennung von Personen, die die “genetischen oder leiblichen El-
tern“ kennen könnten (S. 91). Unklar bleibt, ob Eltern verpflichtet sein können, ent-
sprechende Informationen und Unterlagen über Jahre oder sogar Jahrzehnte hinweg 
aufzubewahren. 

• Dürfen einzelne Informationen zurückgehalten werden? 

Auch wenn die Samenspende bekannt ist, können unterschiedliche Vorstellungen 
darüber bestehen, welche Bedeutung dem Samenspender zukommt und welche In-
formationen über ihn weitergegeben werden sollten. Der Auskunftsanspruch kann 
daher gerade dann relevant werden, wenn ein Kind mehr über den Samenspender 
erfahren möchte, als seine Eltern für erforderlich, sinnvoll oder verantwortbar halten. 
Der Entwurf lässt jedoch offen, in welchen Fällen und in welchem Umfang Eltern In-
formationen über den Samenspender zurückhalten dürfen. 

• Welche Nachforschungspflichten bestehen? 

Nach der Entwurfsbegründung sollen Eltern unter Umständen nicht nur vorhandene 
Informationen, sondern auch weitere Informationen aktiv beschaffen. Die Reich-
weite dieser „zumutbaren Anstrengungen“ (S. 91) bleibt jedoch weitgehend offen. 
Unklar ist insbesondere, ob Eltern verpflichtet sein könnten, frühere behandelnde 
Kliniken oder Samenbanken zu kontaktieren, spenderidentifizierende Informationen 
über das Samenspenderregister einzuholen oder viele Jahre zurückliegende Behand-
lungsvorgänge aktiv zu rekonstruieren. 
Besondere praktische Bedeutung gewinnen diese Fragen zudem, weil der Entwurf 
keine ausdrücklichen Regelungen für den Übergang, für Bestands- und Altfälle, Über-
gangs- oder Anwendungsfragen enthält. 

• Welche Voraussetzungen will der Gesetzgeber für die Erfüllung dieser Elternpflichten 

schaffen? 

Wenn Eltern verpflichtet werden sollen, Abstammungsinformationen bereitzustellen 
oder durch zumutbare Nachforschungen zu beschaffen, muss der Gesetzgeber auch 
die Voraussetzungen dafür schaffen, dass sie dieser Aufgabe nachkommen können. 
Mit § 1619 BGB-E beschränkt sich der Gesetzgeber darauf, einen familieninternen 
Auskunftsanspruch zwischen Kind und Eltern zu schaffen. Die praktische Erfüllung 
dieses Anspruchs setzt jedoch eine Informationsinfrastruktur voraus, die weit über 
das Kindschaftsrecht hinausreicht. Der Entwurf regelt damit den Anspruch, ohne zu-
gleich die tatsächlichen Rahmenbedingungen zu schaffen, die seine praktische Ver-
wirklichung ermöglichen. 
Dies gilt gleichermaßen für Kinder, die im Rahmen medizinisch assistierter Samen-
spende im Ausland gezeugt wurden. Liegen abstammungsrelevante Informationen 
ausschließlich bei ausländischen Kliniken oder Samenbanken vor, stellt sich in beson-
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derem Maße die Frage, wie Eltern ihren gesetzlichen Auskunfts- und Nachforschungs-
pflichten überhaupt nachkommen sollen. 
Ebenso betrifft dies die sogenannten Altfälle der Samenspende, die bislang nicht im 
Samenspenderregister erfasst sind. Auch insoweit muss der Gesetzgeber erläutern, 
auf welche Weise Eltern ihre gesetzlichen Auskunfts- und Nachforschungspflichten 
erfüllen können. Denkbar wären etwa gesetzliche Regelungen für Nachregistrierun-
gen früherer Samenspenden oder weitere Maßnahmen zur Sicherung abstammungs-
relevanter Informationen. 
Zudem sollte das Gesetz klären, wie Eltern Zugang zu weitergehenden Abstammungs-
informationen erhalten können, insbesondere zu aktualisierten medizinisch relevan-
ten Angaben über den Samenspender sowie zu anderen für das Kind bedeutsamen 
Informationen. Eltern sind häufig die ersten Ansprechpartner ihres Kindes, können 
dessen Fragen zum Samenspender jedoch meist nicht beantworten, weil sie selbst 
keinen Zugang zu den entsprechenden Informationen haben. Dies erschwert den El-
tern ihre Rolle als verlässliche Auskunfts- und Bezugsperson und wird von vielen Fa-
milien als belastend erlebt. Ausgerechnet die wichtigsten Auskunftspersonen des Kin-
des verfügen damit häufig nicht über die Informationen, nach denen das Kind sucht. 
Mitarbeiter von Samenbanken sind dem Samenspender dagegen persönlich begeg-
net und haben daher regelmäßig deutlich mehr über seine Person erfahren als die 
Eltern selbst. 

Gerade weil die Identifizierung genetischer Verwandtschaft durch DNA-Datenbanken und ge-

netische Matching-Verfahren zunehmend erleichtert wird, gewinnen Fragen nach Reichweite 

und Grenzen der Auskunfts-, Mitwirkungs- und Nachforschungspflichten zusätzliche prakti-

sche Bedeutung. Das aus dem Rechtsstaatsprinzip folgende Bestimmtheitsgebot verlangt, 

dass Inhalt und Grenzen solcher Pflichten hinreichend klar geregelt sind.  

Kinder, Eltern und andere Beteiligte müssen erkennen können, welche Informatio-

nen konkret geschuldet sind und welche Anforderungen im Einzelfall auf sie zukom-

men können. Hierfür bedarf es einer hinreichend bestimmten Ausformulie-
rung der gesetzlichen Vorgaben. 

1.2. Zur Bezugnahme auf § 1666 BGB 

Besonders kritisch sieht DI-Netz die ausdrückliche Bezugnahme im Begründungsteil des Ent-

wurfs auf mögliche Maßnahmen nach § 1666 BGB im Zusammenhang mit der „Vorenthal-

tung verfügbarer Informationen“ über die Abstammung des Kindes (S. 24, 91). 

§ 1666 BGB dient dem Schutz vor konkreten Kindeswohlgefährdungen und stellt eines der 

eingriffsintensivsten Instrumente staatlicher Intervention im Familienrecht dar. Die Vor-

schrift kommt typischerweise in Situationen zum Tragen, in denen das Wohl eines Kindes 

durch Vernachlässigung, Misshandlung, Gewalt, sexuellen Missbrauch oder vergleichbar 

schwerwiegende Gefährdungen bedroht ist. Sie ermöglicht weitreichende familiengerichtli-

che Eingriffe bis hin zum teilweisen oder vollständigen Entzug der elterlichen Sorge. 
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Der Entwurf erläutert nicht näher, unter welchen konkreten Voraussetzungen die Vorent-

haltung von Abstammungsinformationen die Schwelle zu einer Kindeswohlgefährdung über-

schreiten soll. Die ausdrückliche Verknüpfung ausbleibender oder verzögerter Aufklärung 

über eine Samenspende mit § 1666 BGB hätte erhebliches normatives Gewicht. Sie würde 

die Wertung transportieren, dass Defizite bei der Aufklärung über die Abstammung bereits 

für sich genommen dem Bereich möglicher Kindeswohlgefährdungen zugeordnet und mit 

den Mitteln staatlicher Gefahrenabwehr adressiert werden können. Familiäre Kommunikati-

onsprozesse über die Entstehung eines Kindes würden dadurch in die Nähe derjenigen 

schwerwiegenden Gefährdungslagen gerückt, für deren Abwehr § 1666 BGB geschaffen 

wurde. 

DI-Netz tritt leidenschaftlich für Offenheit und Transparenz im Umgang mit der Entstehung 

durch Samenspende ein. Aus psychologischer und ethischer Sicht sprechen gewichtige 

Gründe dafür, Kinder über ihre Entstehungsgeschichte zu informieren und ihnen einen mög-

lichst ungehinderten Zugang zur Identität des Spenders zu ermöglichen. Gleichwohl besteht 

ein erheblicher Unterschied zwischen der fachlich begründeten Empfehlung früher Offen-

heit einerseits und der familienrechtlichen Einordnung ausbleibender Aufklärung oder zu-

rückgehaltener Informationen als mögliche Kindeswohlgefährdung andererseits. 

Gerade weil § 1619 BGB-E familieninterne Kommunikationsprozesse rechtlich adressiert und 

damit in den Schutzbereich des Elternrechts aus Art. 6 Abs. 2 GG hineinwirkt, bedarf eine 

Verknüpfung mit den Eingriffsbefugnissen des § 1666 BGB einer besonders sorgfältigen 

Rechtfertigung. Eine solche Rechtfertigung ergibt sich weder aus der Begründung des Refe-

rentenentwurfs noch aus der bisherigen wissenschaftlichen Datenlage, die keine tragfähige 

Grundlage für eine pauschale Gleichsetzung fehlender Abstammungsaufklärung mit einer 

Kindeswohlgefährdung bietet. Nicht alles, was pädagogisch, psychologisch oder ethisch wün-

schenswert erscheint, darf deshalb mit den Mitteln staatlicher Gefahrenabwehr durchge-

setzt werden.  

DI-Netz spricht sich daher dafür aus, die Bezugnahme auf § 1666 BGB aus der Be-

gründung des Auskunftsrechtes bei Samenspende zu streichen. Staatliche Eingriffe 

bedürfen einer besonderen verfassungsrechtlichen Rechtfertigung. Sie können 

nicht allein darauf gestützt werden, dass Offenheit über die Zeugungsumstände 

grundsätzlich als die vorzugswürdige Lösung erscheint. 

1.3. Zur Übertragbarkeit gerichtlicher Entscheidungen auf Samenspende-Kons-

tellationen 

DI-Netz hält die Übertragbarkeit der im Entwurf herangezogenen gerichtlichen Entscheidun-

gen auf Konstellationen der Samenspende für erklärungsbedürftig. Die angeführten Ent-

scheidungen betreffen Konstellationen leiblicher Väter, etwa verdeckte Vaterschaften, Ab-

stammungsfeststellungen oder Adoptionen, in denen die Identität eines Elternteils unbe-

kannt geblieben, verschwiegen oder rechtlich umstritten war. 
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Die dort entschiedenen Fälle waren häufig dadurch geprägt, dass Fragen der Abstammung 

untrennbar mit einer verlorenen, verhinderten oder nie gelebten Eltern-Kind-Beziehung ver-

bunden waren.  

Hinter dem Interesse der Kinder an der Identität eines leiblichen Elternteils stehen dann ne-

ben den Fragen nach genetisch vererbten inneren und äußeren Eigenschaften zugleich wei-

tere Fragen nach der eigenen Lebensgeschichte: Warum bin ich nicht bei meinem Vater oder 

meiner Mutter aufgewachsen? Warum wurde ich von meinen Eltern zur Adoption freigege-

ben? Warum haben sie mich nicht behalten? War ich nicht gewollt? - Wenn Kinder nach 

ihrem leiblichen Vater fragen, steht dahinter vielfach die Vorstellung, dieser hätte ihnen als 

eigentlicher Vater zur Verfügung stehen und elterliche Sorge und Verantwortung für das Kind 

übernehmen müssen.  

Auch für durch Samenspende gezeugte Menschen können Herkunftsfragen von erheblicher 

persönlicher Bedeutung sein. Sie können die eigene Abstammung, familiäre Ähnlichkeiten, 

medizinische Informationen oder den Wunsch nach persönlichem Kontakt betreffen. Solche 

Herkunftsinteressen können ebenso bedeutsam sein wie in anderen Abstammungskonstel-

lationen. Die fehlende Elternschaft des Samenspenders ist jedoch nicht Folge einer Trennung 

der Eltern, eines möglicherweise traumatischen Verlustes bzw. Verlassenwerdens oder einer 

verweigerten Übernahme elterlicher Verantwortung gegenüber einem bereits existierenden 

Kind. Sie gehört zur Entstehungskonstellation der Samenspende selbst. Die Trennung zwi-

schen genetischer Abstammung und sozialer beziehungsweise rechtlicher Elternschaft ist 

von Anfang an angelegt. 

DI-Netz hält es daher für problematisch, Wertungen und Schlussfolgerungen aus Fallkonstel-

lationen, in denen Abstammung regelmäßig zugleich Fragen von Elternschaft und familiären 

Beziehungen betrifft, ohne nähere Differenzierung auf die Samenspende zu übertragen.  

Die unterschiedlichen biographischen Ausgangslagen der betroffenen Kinder und 

Familien erfordern eine eigenständige rechtliche Einordnung der Samenspende.  

1.4. Zum internationalen Rechtsvergleich 

In zahlreichen Ländern wurden anonyme Samenspenden abgeschafft oder Registersysteme 

geschaffen, um den Zugang zu Informationen über die genetische Abstammung zu sichern. 

Die Stärkung des Rechts auf Kenntnis der Abstammung entspricht damit einer breiten inter-

nationalen Entwicklung.  

DI-Netz ist allerdings kein anderes Land bekannt, in dem Eltern routinemäßig fami-

liengerichtlich verpflichtet werden können, ihren Kindern die Samenspende offen-

zulegen, weitere Informationen zur Abstammung bereitzustellen und hierfür gege-

benenfalls Auskunfts-, Mitwirkungs- und Nachforschungspflichten zu erfüllen.  
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Die Tatsache, dass vergleichbare Regelungen im internationalen Ausland bislang nicht er-

sichtlich sind, stellt die grundsätzliche Zielrichtung des Entwurfs nicht in Frage. Sie spricht 

jedoch dafür, Reichweite, Voraussetzungen und praktische Folgen der vorgesehenen Pflich-

ten besonders sorgfältig zu begründen und die Gründe für die gewählte Ausgestaltung trans-

parent darzulegen. 

        
      Zwischenfazit 1:  
        DI-Netz begrüßt grundsätzlich die Einführung des § 1619 BGB-E.  
        Offener Regelungsbedarf besteht jedoch insbesondere hinsichtlich der Reichweite 

und Grenzen elterlicher Auskunfts-, Mitwirkungs- und Nachforschungspflichten, der 
Bezugnahme auf § 1666 BGB sowie der Übertragbarkeit allgemeiner abstammungs-
rechtlicher Wertungen auf Konstellationen der Samenspende. 

 

 

2. Umgangsrecht des Kindes gegenüber einem leiblichen Elternteil  

2.1. Grundsätzliches  

Mit § 1688 Nr. 3 BGB-E soll Kindern erstmals ein eigenes Umgangsrecht gegenüber einem 

leiblichen Elternteil eingeräumt werden, der nicht zugleich rechtlicher Elternteil ist. 

Dass hier auch Familien nach Samenspende adressiert sind, erschließt sich jedoch nicht aus 

einer einzelnen Vorschrift. § 1691 Abs. 3 BGB-E regelt zunächst lediglich, dass dem Samen-

spender kein Umgangsrecht nach § 1691 Abs. 1 BGB-E zusteht (S. 35)4. Dies könnte zunächst 

den Eindruck erwecken, die Samenspende sei von den neuen Umgangsregelungen insgesamt 

ausgenommen. Dies ist jedoch nicht der Fall. Die Entwurfsbegründung stellt vielmehr klar, 

dass das Umgangsrecht des Kindes hiervon unberührt bleiben soll (S. 172). Erst aus dem Zu-

sammenspiel von § 1688 Nr. 3 BGB-E und der Entwurfsbegründung (S. 66, 169, 172) wird 

deutlich, dass der Referentenentwurf Kindern nach Samenspende ein eigenes Umgangsrecht 

gegenüber dem Samenspender einräumen will. 

Die für Familien nach Samenspende zentrale gesetzgeberische Grundentscheidung wird im 

Referentenentwurf an keiner Stelle ausdrücklich kenntlich gemacht. Sie erschließt sich viel-

mehr erst aus dem Zusammenspiel mehrerer Vorschriften, Ausnahmeregelungen und der 

Entwurfsbegründung. Gerade weil es sich um eine weitreichende Regelung handelt, wäre 

eine eigenständige Begründung ihrer Anwendung auf Konstellationen der Samenspende 

notwendig gewesen. Stattdessen werden die Besonderheiten der Samenspende nicht als 

 
4 Die Überschriften der §§ 1890 und 1891 BGB-E sind nicht vollständig deckungsgleich mit dem Regelungsinhalt. 
Während sie den „Umgang des Kindes mit dem leiblichen, nicht rechtlichen Elternteil“ bzw. einem Dritten be-
zeichnen, regeln die Vorschriften ihrem Wortlaut nach zunächst andersherum das Umgangsrecht des leiblichen, 
nicht rechtlichen Elternteils bzw. des Dritten mit dem Kind. 
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eigener Regelungsgegenstand behandelt, sondern lediglich im Rahmen allgemeiner Um-

gangsregelungen mitgeregelt. Dadurch wird die rechtspolitische Tragweite der vorgeschla-

genen Regelung für Konstellationen der Samenspende nicht hinreichend deutlich. Die ge-

wählte Regelungstechnik berührt insoweit rechtsstaatliche Anforderungen an Normklarheit, 

Transparenz und Bestimmtheit.5 

2.2. Sonderstatus der Samenspende 

Die Samenspende unterscheidet sich grundlegend von den traditionellen Fallgruppen des 

Abstammungs- und Umgangsrechts, an die der Entwurf anknüpft. Diese betreffen häufig 

leibliche Elternteile, die ursprünglich als Eltern des Kindes vorgesehen waren oder eine sol-

che Rolle bereits wahrgenommen hatten. Hierzu zählen etwa Trennungs- und Scheidungsfa-

milien, „Kuckuckskinder“ sowie Fälle, in denen Kinder zur Adoption freigegeben wurden oder 

außerhalb ihrer Herkunftsfamilie aufwachsen. Häufig geht es um Beziehungen zu den leibli-

chen Vätern, die das Kind zusammen mit der Mutter durch Geschlechtsverkehr gezeugt hat-

ten. Die Vater-Kind-Beziehung wurde später unterbrochen, abgebrochen oder konnte gar 

nicht erst gelebt werden. Der Gesetzgeber hatte genau solche Konstellationen vor Augen, 

als er Umgangsrechte solcher familiären Beziehungen entwickelte. 

Um die geplante Anwendung des Umgangsrechts auf Samenspende-Konstellationen zu be-

werten, muss man die besondere rechtliche und tatsächliche Ausgangslage der Samen-

spende im Auge behalten.6 

Die medizinisch assistierte Samenspende stellt gegenüber den traditionellen Fallgruppen 

des Umgangsrechts eine eigenständige Form der Familiengründung dar. Kennzeichnend ist 

die von Anfang an angelegte Trennung zwischen genetischer Abstammung sowie rechtlicher 

und sozialer Elternschaft. Sie erfolgt im Rahmen einer reproduktionsmedizinischen Behand-

lung, die darauf angelegt ist, eine Familiengründung zu ermöglichen, ohne dass der Samen-

spender zum Elternteil wird. Deshalb beschränkt sich die Rolle des Samenspenders auf die 

genetische Abstammung des Kindes, ohne dass hieraus rechtliche und soziale Elternschaft 

 
5 Zur Sprache: Der Entwurf beantwortet an keiner Stelle ausdrücklich die grundlegende Frage, was der Gesetz-
geber unter einem „Elternteil“ versteht, welche und wie viele Personen hiervon jeweils erfasst sein sollen. 
Darüber hinaus verwendet er an verschiedenen Stellen Begriffe wie „Geschwister“, „Halbgeschwister“, „Groß-
eltern“ oder „Bezugsperson“, ohne stets ausdrücklich kenntlich zu machen, welche rechtlichen, genetischen 
oder sozialen Anknüpfungspunkte jeweils maßgeblich sein sollen. Hinzu treten offene Leitbegriffe wie „ver-
bundene Person“ oder „Identität“, deren Bedeutung für die Rechtsanwendung nicht hinreichend konturiert 
wird. Gerade in Konstellationen der Samenspende erscheint eine möglichst präzise Terminologie aus Gründen 
der Normklarheit und Rechtssicherheit wünschenswert. 
 
6 Die im DI-Netz organisierten Familien setzen sich im Vorfeld ihrer Familiengründung häufig intensiv mit unter-
schiedlichen Wegen der Familiengründung auseinander. Es gibt Familien, die die unterschiedlichen Familien-
konstellationen aus eigener Erfahrung gut kennen: Einige haben neben Kindern aus Samenspende auch ge-
meinsam gezeugte Kinder, weil die männliche Zeugungsfähigkeit früher noch bestand; andere leben oder lebten 
als Pflegefamilie oder haben ein Kind adoptiert, wieder andere kennen Trennungskonstellationen. Die Unter-
schiede zwischen Samenspende, Adoption, Pflegekindschaft und anderen Formen der Familiengründung sind 
sowohl den betroffenen Eltern als auch den Kindern daher regelmäßig äußerst bewusst. 
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folgt. Der Samenspender wird rechtlich nie Teil der Familie und ist weder in die Erziehung 

noch in den familiären Alltag des Kindes eingebunden. Ein Teil der genetischen Herkunft 

des Kindes liegt zwar beim Samenspender, er übernimmt allerdings keine elterliche Sorge, 

keine Unterhaltspflichten, keine Erziehungsverantwortung und typischerweise auch keine 

soziale Elternrolle. Er hat weder Umgangsrechte noch Umgangspflichten. In aller Regel kennt 

niemand in der Familie den Samenspender persönlich; meistens ist nicht einmal seine Iden-

tität bekannt. 

Dies ist die rechtliche Grundkonstellation der Samenspende und kein nachträglicher Ausnah-

mefall, wie er vielen traditionellen Konstellationen des Umgangsrechts zugrunde liegt. Die-

ser Sonderstatus der Samenspende spiegelt sich im geltenden Recht wider. So kann der Sa-

menspender einer Entnahmeeinrichtung nach § 1600d Abs. 4 BGB nicht als rechtlicher Vater 

festgestellt werden. Auch das Samenspenderregistergesetz (SaRegG) sichert dem Kind die 

Kenntnis seiner genetischen Abstammung, ohne dem Samenspender hierdurch eine Eltern-

stellung zuzuweisen.  

Eine ausdrückliche Einordnung des sogenannten offiziellen Samenspenders als 

„leiblicher Elternteil“ ist der deutschen Gesetzgebung fremd. Weder das Samen-

spenderregistergesetz noch andere gesetzliche Regelungen zur Samenspende ver-

wenden bisher diese sprachliche Kategorie für den Samenspender des medizini-

schen Systems.  

Auch § 1691 Abs. 3 BGB-E führt diese Grundentscheidung zunächst fort, indem der Referen-

tenentwurf den Samenspender im Sinne des SaRegGs ausdrücklich vom Umgangsrecht als 

leiblicher Elternteil ausnimmt. Zugleich erhält er auch kein Umgangsrecht als Dritter nach § 

1690 BGB-E. Der Entwurf behandelt ihn damit weder wie einen leiblichen Elternteil noch wie 

einen sonstigen umgangsberechtigten Dritten. Darin zeigt sich die fortbestehende Sonder-

stellung der Samenspende, die sich den herkömmlichen Kategorien des Umgangsrechts of-

fenbar nicht widerspruchsfrei zuordnen lässt. 

2.3. Kinderperspektiven 

Die Sonderstellung der Samenspende zeigt sich nicht nur in ihrer rechtlichen Ausgestaltung, 

sondern auch in den Perspektiven der betroffenen Kinder. Die zentrale Frage erschöpft sich 

nicht in der Bezeichnung des Samenspenders. Sie betrifft vielmehr dessen Bedeutung im Le-

ben des durch Samenspende gezeugten Menschen. 

In den traditionellen Fallgruppen des Abstammungs- und Umgangsrechts – von Adoption bis 

Trennung – herrscht regelmäßig Einigkeit darüber, dass die Person, von der ein Kind ab-

stammt, als leiblicher Elternteil des Kindes einzuordnen ist. Streit oder Unsicherheit betref-

fen dort überwiegend die Qualität der Beziehung, ihre Unterbrechung oder ihren Abbruch. 

Die Samenspende unterscheidet sich hiervon grundlegend. Sie beruht von Anfang an, 

präkonzeptionell, auf einer Trennung von genetischer Abstammung und Elternschaft. Der 
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Samenspender war typischerweise weder als sozialer noch als rechtlicher Elternteil vorgese-

hen. Deshalb ist seine Rolle für viele Kinder nicht durch eine frühere Eltern-Kind-Beziehung 

oder eine gemeinsame Familiengeschichte vorgeprägt. 

In der rechtswissenschaftlichen Diskussion mag es verbreitet sein, zwischen genetischer, 

leiblicher, sozialer, rechtlicher und eventuell intendierter Elternschaft zu unterscheiden. In 

solch einem Ordnungsmodell können Samenspender leicht der Kategorie genetischer bzw. 

leiblicher Elternschaft zugeteilt werden. Diese Art der dogmatischen Einordnung beantwor-

tet jedoch noch nicht die hiervon zu unterscheidende Frage, welche persönliche oder fami-

liäre Bedeutung der Samenspender und die genetische Abstammung für das Selbstverständ-

nis des betroffenen Kindes besitzt.  

Die langjährigen Erfahrungen von DI-Netz sowie Veröffentlichungen aus dem Umfeld des 

Vereins „Spenderkinder“ zeigen, dass es insoweit keine einheitliche Kinderperspektive gibt. 

Die Bezeichnungen „Vater“ oder „Elternteil“ für den Samenspender sind aufgeladen und 

höchst umstritten.7 Gemeinsam ist den Betroffenen die Anerkennung der genetischen Ab-

stammung. Unterschiedlich beantwortet wird dagegen die Frage, welche persönliche, fami-

liäre oder soziale Bedeutung der Samenspender darüber hinaus besitzt. Manche sehen in 

ihm vor allem den Mann, von dem sie genetisch abstammen. Andere verstehen ihn als Teil 

ihres persönlichen oder familiären Selbstverständnisses, sie zählen ihn innerlich zur Familie 

und bezeichnen ihn vielleicht als „genetischen Vater“ oder selten auch als „leiblichen Va-

ter“8, während er für viele andere gerade nicht „Vater“ oder „Elternteil“ ist, sondern lediglich 

der Mann, der zu ihrer Entstehung durch seine Samenspende beigetragen hat und von dem 

sie genetisch abstammen.  

Das Familienrecht braucht diese Vielfalt nicht aufzulösen, denn sie ist kein Regelungsdefizit, 

sondern Ausdruck der besonderen Struktur der Samenspende. Anders als in Konstellationen, 

in denen eine Elternrolle ursprünglich angelegt war oder tatsächlich gelebt wurde, lässt sich 

aus der genetischen Abstammung allein nicht ableiten, welche Bedeutung der Samenspen-

der für das einzelne Kind besitzt. Gerade diese Deutungsoffenheit gehört zur Lebenswirklich-

keit von Familien nach Samenspende. 

 
7 Die Erfahrungen von DI-Netz sowie Veröffentlichungen des Vereins „Spenderkinder“ zeigen unterschiedliche 
Begriffsverwendungen und Einordnungen des Samenspenders. Während im Umfeld von DI-Netz häufig Bezeich-
nungen wie „Samenspender“, „Herkunftsperson“, „genetisch verwandte Person“ oder „der Mann, von dem ich 
abstamme“ verwendet werden, favorisiert der Verein „Spenderkinder“ die Bezeichnung „genetischer Vater“ 
und beurteilt den Begriff „Samenspender“ kritisch. (vgl., „Spender oder Vater?“ https://www.spenderkin-
der.de/spender-oder-vater/.) 
 
8 Die im Referentenentwurf verwendete Bezeichnung „leiblicher Elternteil“ findet sich im allgemeinen Diskurs 
über die Samenspende auffällig selten. In den Veröffentlichungen von DI-Netz überhaupt nicht, aber auch in 
der qualitativen Untersuchung von Semmler/Meier-Credner (2025) findet sie sich in den Äußerungen der be-
fragten Spenderkinder nur vereinzelt. Die Verwendung des Begriffs „leiblicher Elternteil“ ist auch gar nicht nötig, 
weil auch das geltende Recht ihn im Bereich der Samenspende nicht benutzt. 
 



12 
 

Vor diesem Hintergrund erscheint die Einordnung des Samenspenders als „leiblicher, nicht 

rechtlicher Elternteil“ nicht als bloße Beschreibung einer allgemein anerkannten Realität. 

Vielmehr entscheidet sich der Referentenentwurf für eine bestimmte Deutung des Verhält-

nisses zwischen Kind und Samenspender und damit für eine der konkurrierenden Kinderper-

spektiven. Er erhebt damit eine von mehreren möglichen Deutungen zum gesetzlichen Leit-

bild, indem er den Samenspender als „leiblichen, nicht rechtlichen Elternteil“ einordnet, die 

Samenspende mit anderen abstammungs- und umgangsrechtlichen Konstellationen gleich-

setzt und in dieser Kategorie mitlaufen lässt, obwohl die Bedeutung des Samenspenders von 

den betroffenen Kindern sehr unterschiedlich erlebt und beschrieben wird. Die Besonderheit 

der Samenspende und die Pluralität der Perspektiven der Kinder würden dagegen für gesetz-

geberische Zurückhaltung sprechen.  

Gerade weil die Bedeutung des Samenspenders für betroffene Kinder individuell 

unterschiedlich ausfallen kann, sollte der Gesetzgeber das Verhältnis zwischen Kind 

und Samenspender nicht durch eine gesetzliche Vorfestlegung prägen, sondern dem 

einzelnen Kind die Freiheit lassen, die Bedeutung des Samenspenders für das ei-

gene Leben selbst zu entwickeln.9 

2.4. Fehlende Passung der familienrechtlichen Umgangssystematik 

Viele durch Samenspende gezeugte Menschen wünschen sich mehr Wissen über ihre Ab-

stammung, und manche von ihnen möchten den Samenspender kennenlernen oder mit ihm 

in Kontakt treten. Der Referentenentwurf reagiert darauf, indem er einen möglichen Kon-

taktwunsch in die Kategorie eines familienrechtlichen Umgangsanspruchs einordnet. 

Mit dieser Einordnung nimmt der Entwurf eine wesentliche Weichenstellung vor. Der 

Wunsch nach Kontakt wird nicht mehr allein als Frage von Herkunftsklärung und privatem 

Kontakt behandelt, sondern als Gegenstand eines weit darüber hinaus reichenden Umgangs-

rechts, das im Familienrecht verankert ist. 

DI-Netz lehnt die Einordnung eines möglichen Kontakts zwischen Kind und Samenspender 

als familienrechtliches Umgangsrecht ab. Die Problematik liegt dabei nicht erst in den 

Rechtsfolgen der vorgeschlagenen Regelung, sondern bereits in ihrer vorgelagerten rechts-

dogmatischen Grundentscheidung. 

 
9 Sollte politisch an einem Drittumgangsrecht des Kindes gegenüber dem Samenspender festgehalten werden, 
wäre es in einem modernisierten Familienrecht folgerichtig, den Samenspender als eigenständige Fallgruppe 
auszuweisen, anstatt ihn unter die traditionellen Konstellationen von Adoption und Trennung zu subsumieren. 
Er könnte dann etwa in einer gesonderten Regelung als „Person, von der das Kind in gerader Linie ersten Gra-
des abstammt“ erfasst werden. Eine entsprechende Regelung würde geschlechtsneutral ebenso für eine Eizel-
lspenderin gelten. Aus Sicht des DI-Netzes wäre es allerdings konsequenter, den Sonderstatus der Samen-
spende ausdrücklich anzuerkennen und hierfür eine eigenständige, auf diese Familienform zugeschnittene 
Regelung zu schaffen. 
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Der Referentenentwurf greift nachvollziehbar das Anliegen auf, Kindern eigene subjektive 

Rechte einzuräumen und sie nicht allein über die Rechte anderer Beteiligter zu schützen. Die 

materielle Annahme des Entwurfs, dass die genetische Abstammung als rechtlicher Anknüp-

fungspunkt für die Begründung einer familienrechtlichen Umgangsbeziehung ausreichen 

soll, überzeugt jedoch nicht. 

Das Recht auf Kenntnis der eigenen Abstammung ist als Ausprägung des allgemeinen Per-

sönlichkeitsrechts verfassungsrechtlich anerkannt. Hieraus folgt jedoch nicht, dass auch ein 

Recht auf persönlichen Kontakt oder Umgang mit dem Samenspender in gleicher Weise ver-

fassungsrechtlich begründet wäre. Ob und in welcher Form ein mögliches Kontaktinteresse 

rechtlich ausgestaltet wird, ist daher in weit stärkerem Maße eine gesetzgeberische Wer-

tungsentscheidung. 

Die Entwurfsbegründung stellt das eigene subjektive Umgangsrecht des Kindes als spiegel-

bildliche Ausgestaltung bestehender Umgangsrechte Erwachsener dar. Offen bleibt jedoch 

die vorgelagerte Frage, weshalb zwischen Kind und Samenspender überhaupt eine rechtlich 

relevante Umgangsbeziehung eröffnet werden soll. Beantwortet wird nicht die eigenstän-

dige Frage, warum das Verhältnis zwischen beiden gerade durch das familienrechtliche Um-

gangsrecht verwirklicht werden soll. 

• Fehlende Spiegelbildlichkeit 
Der Referentenentwurf begründet die Einführung des Umgangsrechts des Kindes 
wiederholt mit der „Spiegelbildlichkeit“ zu bestehenden Umgangsrechten Erwachse-
ner. Diese Überlegung mag für Konstellationen tragfähig sein, in denen einem Er-
wachsenen bereits ein Umgangsrecht zusteht und dem Kind korrespondierend ein 
eigenes Recht eingeräumt werden soll. Für die Samenspende überzeugt dies jedoch 
nicht. Der Samenspender soll nach § 1691 Abs. 3 BGB-E gerade kein Umgangsrecht 
als leiblicher Elternteil erhalten. Damit fehlt in der Samenspende-Konstellation das 
Recht des Erwachsenen, an das die Entwurfsbegründung anknüpfen möchte.10 
Gleichwohl wird die Samenspende in die allgemeine Umgangsregelung für „leibliche, 
nicht rechtliche Elternteile“ einbezogen. Die für andere Fallgruppen entwickelte Be-
gründung wird damit auf eine Konstellation übertragen, in der diese Spiegelbildlich-
keit gerade nicht besteht. 
 

• Dogmatische Schablone „leiblicher Elternteil“ 
Der Referentenentwurf verwendet den Begriff des „leiblichen Elternteils“ so, als sei 
seine Anwendung auf den Samenspender selbstverständlich. Damit wird der Samen-

 
10 Die Herleitung des vorgesehenen Umgangsrechts des Kindes aus dem Umgangsrecht leiblicher Väter § 1686a 
BGB lässt fragen, ob die ärztlich unterstützte Samenspende bereits der dort entwickelten Regelungssystematik 
zugeordnet worden ist. Doch hierfür liefern weder der Regelungszweck des VätRStG noch dessen Gesetzesma-
terialien tragfähige Anhaltspunkte. Mit dem VätRStG setzte der Gesetzgeber 2013 die Rechtsprechung des 
EGMR zum biologischen Vater eines durch Geschlechtsverkehr gezeugten Kindes um. Eine eigenständige Aus-
einandersetzung mit der ärztlich unterstützten Samenspende findet sich in den damaligen Gesetzesmaterialien 
nicht. Soweit ersichtlich lässt sich auch der bisherigen Rechtsprechung keine Herleitung dafür entnehmen, dass 
§ 1686a BGB zum Umgangsrecht der leiblichen, nicht rechtlichen Väter die ärztlich unterstützte Samenspende 
erfassen sollte. 
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spender einer Samenbank stillschweigend unter den bestehenden familienrechtli-
chen Begriff des „leiblichen Elternteils“ subsumiert. Der Referentenentwurf behan-
delt diese Einordnung nicht als eigenständige rechtspolitische Entscheidung, sondern 
als bloße Anwendung einer bestehenden Kategorie. Damit wird vorausgesetzt, dass 
sich die für traditionelle Abstammungskonstellationen entwickelten Kategorien ohne 
Weiteres auf die medizinisch assistierte Samenspende übertragen lassen. Gerade an 
dieser Übertragbarkeit bestehen jedoch erhebliche dogmatische und rechtspoliti-
sche Zweifel. 
Der Begriff des „leiblichen Elternteils“ wird im Familienrecht typischerweise in Kons-
tellationen verwendet, in denen genetische Abstammung, Elternschaft und persönli-
che Beziehung jedenfalls ursprünglich miteinander verbunden waren. Er dient dort 
regelmäßig als Gegenbegriff zu Adoptiv-, Pflege- oder Stiefeltern und kann aufgrund 
seiner Begriffsgeschichte mit der Vorstellung des „eigentlichen“ Elternteils verbun-
den sein. 
Die Einordnung des Samenspenders als „leiblicher, nicht rechtlicher Elternteil“ er-
schöpft sich daher nicht in der Beschreibung genetischer Abstammung, sondern 
knüpft an eine dogmatisch vorgeprägte familienrechtliche Kategorie an. Ob diese Ka-
tegorie die Besonderheiten der ärztlich unterstützten Samenspende sachgerecht er-
fasst, ist rechtspolitisch und im Feld umstritten und kann nicht als begriffliche Selbst-
verständlichkeit vorausgesetzt werden. Die genetische Abstammung beantwortet le-
diglich die Frage biologischer Herkunft. Ob daraus im Familienrecht die Einordnung 
als „Vater“ oder „Elternteil“ folgt, ist dagegen eine eigenständige Rechtsfrage.11 
 

• Fehlende Passung im Umgangsrecht 
Die vorgesehene Regelung fügt sich kaum in die bestehende Systematik der Um-
gangsrechte ein. Die bisherigen gesetzlichen Eltern- oder Drittumgangsrechte knüp-
fen entweder an eine Elternstellung, eine familiäre Stellung oder an enge bereits be-
stehende beziehungsweise konkret angelegte sozial-familiäre Beziehungen an. Ihr 
Zweck besteht typischerweise darin, bestehende nahe persönliche Beziehungen und 
Bindungen zu erhalten, zu schützen oder nach einer Unterbrechung wieder zu er-
möglichen. Selbst dort, wo ausnahmsweise auch der Aufbau oder die Wiederanbah-
nung einer Beziehung in Betracht kommt, erfolgt dies regelmäßig auf der Grundlage 
bereits vorhandener tatsächlicher Anknüpfungspunkte. 
 
Mit dem vorgesehenen Umgangsrecht gegenüber dem Samenspender würde dem-
gegenüber die genetische Abstammung selbst zum tragenden Anknüpfungspunkt ei-
ner eigenständigen Fallgruppe des Umgangsrechts erhoben. Eine bereits bestehende 
oder konkret angelegte soziale Beziehung wäre hierfür nicht mehr erforderlich. Viel-
mehr würde die gesetzgeberische Annahme genügen, dass sich aus der genetischen 
Abstammung künftig eine persönliche Beziehung entwickeln könnte. Diese Annahme 
würde bereits der gesetzlichen Einordnung zugrunde gelegt und nicht erst im Rah-
men der späteren Kindeswohlprüfung festgestellt. Zwar bliebe die konkrete Um-
gangsgewährung weiterhin vom Kindeswohl des Einzelfalls abhängig. Die vorgela-

 
11 Hinzu kommt, dass der Referentenentwurf selbst die Begriffe „leiblich“ und „genetisch“ nicht einheitlich ver-
wendet (S. 90, 91). Bereits diese uneinheitliche Terminologie verdeutlicht, dass die begriffliche Einordnung des 
Samenspenders als „leiblicher Elternteil“ keineswegs selbstverständlich ist. Unabhängig von der gewählten Ter-
minologie bleibt dieselbe vorgelagerte Rechtsfrage bestehen: Warum soll der Samenspender familienrechtlich 
überhaupt als „Vater“ oder „Elternteil“ eingeordnet werden? 
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gerte gesetzgeberische Entscheidung, dass die genetische Abstammung grundsätz-
lich Potenzial für eine familienrechtlich schutzwürdige Beziehung begründen könne, 
wäre damit jedoch bereits getroffen. Damit würde sich der Anknüpfungspunkt des 
Umgangsrechts deutlich verschieben: Nicht mehr eine bereits bestehende oder je-
denfalls konkret angelegte soziale Bindung stünde im Vordergrund, sondern die typi-
sierende Erwartung, dass sich aus der genetischen Abstammung künftig eine solche 
Beziehung entwickeln könne.12 
Gerade hierin liegt der entscheidende Unterschied: Der Samenspender ist nicht le-
diglich ein Elternteil, dem die rechtliche oder soziale Elternstellung fehlt. Die fehlende 
Elternstellung des Samenspenders ist nicht Rechtsfolge einer bereits bestehenden 
Elternschaft, sondern rechtliche Voraussetzung der Samenspende. Ohne diese Tren-
nung läge rechtlich keine Samenspende mehr vor, sondern eine andere Form der Fa-
miliengründung.  
 
Daher kann auch nicht ohne Weiteres angenommen werden, der Staat müsse be-
reits auf der Ebene der gesetzlichen Einordnung eine Schutzpflicht für ein lediglich 
vermutetes Beziehungspotenzial zwischen Kind und bislang unbekanntem Samen-
spender übernehmen. 

 

• Abkehr von der bisherigen Rechtslage 

Das geltende Recht trägt der Besonderheit der Samenspende bewusst Rechnung. Mit 
dem Samenspenderregistergesetz hat der Gesetzgeber einen eigenständigen 
Rechtsrahmen geschaffen, der die Kenntnis der genetischen Abstammung und die 
Möglichkeit der Herkunftsklärung sichert, ohne dem Samenspender eine rechtliche 
oder begriffliche Elternstellung zuzuweisen. Auch die übrigen gesetzlichen Regelun-
gen zur Samenspende knüpfen an die genetische Herkunft an, leiten hieraus jedoch 
weder eine familienrechtliche Elternstellung noch eine Umgangsbeziehung oder 
sonstige familienrechtliche Beziehungsrechte ab. Die genetische Abstammung bildet 
damit bislang konsequent den Anknüpfungspunkt eines Herkunfts- und Informati-
onsrechts, nicht eines Beziehungsrechts. 
Der vorliegende Entwurf des Referats für Kindschaftsrecht des BMJV verlässt diese 
bislang konsequent verfolgte gesetzgeberische Grundentscheidung. Er würde die ge-
netische Abstammung vom Samenspender erstmals nicht mehr nur als Grundlage ei-
nes Herkunfts- und Informationsrechts verstehen, sondern sie zugleich gewisserma-
ßen zur Eintrittskarte in die familienrechtliche Umgangssystematik machen. Damit 
würde die bisher bewusst vollzogene rechtliche Trennung zwischen genetischer Her-
kunft und familienrechtlicher Beziehung erstmals aufgegeben. 

 

• Kinderperspektive ersetzt keine dogmatische Begründung 

Die Entwurfsbegründung geht davon aus, dass Kindern nach Samenspende ein fami-
lienrechtliches Umgangsrecht eingeräumt werden soll, weil auch Kindern in anderen 
Abstammungskonstellationen ein entsprechendes Recht eröffnet wird. Sie setzt da-

 
12 Zur Bandbreite der Sichtweisen auf die Rolle des Samenspenders vgl. Zimmermann, J. (2020) Spenderwahl 
und Wahrnehmung des Samenspenders durch Eltern vor und nach donogener Insemination. In: Beier, K. et al. 
(Hrsg.) Assistierte Reproduktion mit Hilfe Dritter. Medizin – Ethik – Psychologie – Recht. Berlin/Heidelberg: 
Springer, S. 201–212. Semmler, L.; Meier-Credner, C. (2025): Vom technischen Konzept der Spende zum relati-
onalen Konzept der Familiengründung – Zeit für einen Paradigmenwechsel. In: Funke, D. et al. (Hrsg.) Vom Ge-
wordenen zum Gemachten. Weinheim: Beltz Juventa, S. 92–108. 
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mit als Prämisse voraus, dass die Samenspende den bereits geregelten familienrecht-
lichen Fallgruppen zuzuordnen ist. Diese Prämisse wird jedoch nicht erst begründet, 
sondern bereits als gegeben vorausgesetzt. Dass Kinder nach Adoption, verdeckter 
Vaterschaft oder Samenspende Fragen nach ihrer Herkunft entwickeln oder die Per-
son kennenlernen wollen, von der sie abstammen, erscheint plausibel. Daraus folgt 
jedoch nicht, dass diesen Kontaktwünschen dieselbe familienrechtliche Bedeutung 
zukommt. Außerdem können sich auch die den Kontaktwünschen zugrunde liegen-
den Anliegen unterscheiden. Während der Kontakt in anderen Abstammungskons-
tellationen häufig auf bereits bestehende oder unterbrochene familiäre Beziehungen 
bezogen ist, kann der Wunsch nach einem Kennenlernen des Samenspenders ande-
ren Anliegen dienen und muss nicht auf die Aufnahme einer weiteren Eltern-Kind-
Beziehung oder die Einordnung des Samenspenders als weitere Elternfigur gerichtet 
sein. 
Gerade weil die Samenspende eine eigenständige und bewusst gesetzlich ausgestal-
tete Form der Familiengründung darstellt, bedarf ihre Einbeziehung in die familien-
rechtliche Umgangssystematik einer eigenständigen dogmatischen Begründung. Die 
Gleichbehandlung mit anderen Kindern kann diese Begründung nicht ersetzen. Denn 
ob dieselben Rechtsfolgen gelten sollen, ist gerade die Frage, die zunächst eigenstän-
dig zu begründen ist. 
 

• Kinderrechte stärken – Mildere Mittel fördern 
Die Anerkennung eines möglichen Kontaktinteresses muss nicht zwangsläufig zur 
Schaffung eines gesetzlichen Umgangsrechts führen. Es stehen mildere Mittel zur 
Verfügung, mit denen Kontaktanbahnung und Beziehungsgestaltungen zwischen 
Kind und Samenspender ermöglicht und unterstützt werden können, ohne diesen in 
die familienrechtliche Umgangssystematik hineinzubefördern. Hierzu gehören insbe-
sondere Unterstützung bei der Kontaktanbahnung, Beratungs- und Vermittlungs-
angebote sowie registergestützte Verfahren. Bereits das Samenspenderregisterge-
setz zeigt, dass Abstammungsaufklärung und spätere Kontaktwünsche rechtlich auf-
gegriffen werden können, ohne hieraus eine familienrechtliche Umgangsbeziehung 
abzuleiten. Eine Alternativlösung außerhalb des Familienrechts hätte den Vorteil, 
dass solche Unterstützungsangebote nicht künstlich auf die Zeit der Minderjährigkeit 
beschränkt blieben, so wie dies im Falle eines Umgangsrechts gegeben wäre. Kon-
taktwünsche entstehen häufig erst im Jugend- oder Erwachsenenalter und lassen sich 
daher nicht sachgerecht auf den Zeitraum bis zur Volljährigkeit begrenzen. 
 
Die Einführung eines eigenständigen Umgangsrechts erscheint weder angemessen 
noch erforderlich. Sollte der Gesetzgeber gleichwohl einen weitergehenden Rege-
lungsbedarf zur Unterstützung von Herkunfts- und Kontaktfragen annehmen, sollte 
geprüft werden, ob hierfür eine eigenständige gesetzliche Regelung außerhalb des 
Familienrechts, etwa im Kinder- und Jugendhilferecht (SGB VIII), sachgerechter wäre. 
Eine solche Regelung könnte Beratung, Vermittlung und Begleitung freiwilliger Kon-
takte ermöglichen, ohne den Samenspender als „Elternteil“ in die familienrechtliche 
Umgangssystematik hineinzuziehen.13  

 
13 Bei der Anhörung des Referats für Kindschaftsrecht des BMJV am 15.06.2026 wurde ausdrücklich zu konkre-
ten Alternativvorschlägen aufgerufen. Ein denkbarer Regelungsansatz könnte – je nach gesetzessystematischer 
Einordnung und Ressortzuständigkeit – beispielsweise in einem neuen § 18a SGB VIII oder § 1619a BGB beste-
hen. Er könnte die Unterstützung von Kindern bei Herkunfts- und Kontaktfragen regeln, ohne hierfür ein fami-
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Soweit ein Kontakt darüber hinaus für minderjährige Kinder rechtlich abgesichert 
werden soll, würde der Referentenentwurf mit den Umgangsvereinbarungen nach § 
1689 BGB-E selbst ein geeignetes Instrument eröffnen. Der Inhaber des Umgangsbe-
stimmungsrechts kann Dritten ein Umgangsrecht einräumen und dessen Ausgestal-
tung festlegen (S. 34–35, 170). Gewünschte Kontakte können damit rechtlich abgesi-
chert werden, ohne dass der Gesetzgeber in Konkurrenz zu den Eltern gerät und ohne 
hierfür eine eigenständige gesetzliche Umgangskategorie für den Samenspender zu 
schaffen. 

 

• Internationaler Sonderweg 
Soweit ersichtlich, hat bislang kein anderer Rechtsstaat allein aus der genetischen 
Abstammung vom Samenspender einer Samenbank ein familienrechtliches Um-
gangsrecht des minderjährigen Kindes abgeleitet. Zwar bestehen in zahlreichen Staa-
ten Regelungen zur Herkunftsklärung, zum Zugang zu Abstammungsinformationen 
oder zur freiwilligen Kontaktaufnahme; teilweise gehen diese im Hinblick auf die Un-
terstützung und Begleitung betroffener Kinder sogar über das deutsche Recht hinaus. 
Die genetische Abstammung wird dort jedoch nicht zum eigenständigen Anknüp-
fungspunkt einer familienrechtlichen Umgangsbeziehung. 
Der Referentenentwurf würde Deutschland damit nicht nur von seiner bisherigen 
Rechtsentwicklung lösen, sondern die vorgeschlagene dogmatische Einordnung auch 
im internationalen Vergleich weitgehend isolieren. 

Der Referentenentwurf entwickelt sein dogmatisches Konzept eines Um-
gangsrechts des Kindes nicht aus den Besonderheiten der Samenspende, 
sondern aus einer Kette von Parallelisierungen: zum Umgangsrecht Erwach-
sener, zu Adoptions- und Trennungskonstellationen sowie zum Drittum-
gangsrecht. Nach Auffassung des DI-Netzes wird die Samenspende durch 
die fortlaufende Analogiebildung dogmatisch umgedeutet; ihre rechtliche 
Eigenart wird dadurch verzerrt. 

3. Veränderungen durch die Neuregelung  

Die geplante Neuregelung wird als Stärkung von Kinderrechten vorgestellt und könnte als 

Entgegenkommen gegenüber dem Wunsch mancher Kinder nach Kontakt zum Samenspen-

 
lienrechtliches Umgangsrecht oder eine Einordnung des Samenspenders als „leiblichen, nicht rechtlichen El-
ternteil“ vorauszusetzen. Denkbar wäre etwa folgende Formulierung:  
„§ 1619a BGB Recht auf Unterstützung bei Herkunfts- und Kontaktfragen 
(1) Ein Kind hat das Recht auf Unterstützung bei der Anbahnung, Aufnahme und Ausgestaltung von Kontakten 
zu Personen, von denen es in gerader Linie ersten Grades genetisch abstammt. 
(2) Die Unterstützung kann insbesondere die Vermittlung von Informationen, die Weiterleitung von Nachrich-
ten, die Vorbereitung und Begleitung von Begegnungen sowie die Unterstützung bei der Ausgestaltung weite-
rer freiwilliger Kontakte umfassen. 
(3) Ein Anspruch auf persönlichen Umgang wird durch diese Vorschrift nicht begründet. Die Unterstützung bei 
Abstammungs- oder Kontaktfragen begründet weder eine rechtliche Stellung als Elternteil noch eine sonstige 
familienrechtliche Rechtsposition.“ 
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der verstanden werden. Auf den ersten Blick wird scheinbar niemandem etwas genommen 

und niemand zu etwas gezwungen: Weder wird ein Samenspender zu einem Umgang ver-

pflichtet noch ist ein Kind gehalten, von einem möglichen Umgangsrecht Gebrauch zu ma-

chen. Eben deshalb besteht die Gefahr, die Tragweite des Regelungsvorschlags zu unter-

schätzen, denn er kann nicht als ergänzende Kleinigkeit des geltenden Rechts verstanden 

werden. 

• Verlagerung in den Gerichtssaal 
Bislang werden Fragen einer Kontaktaufnahme zwischen Kind und Samenspender außer-
halb familiengerichtlicher Verfahren geklärt – im persönlichen Austausch der Beteiligten 
oder mit Unterstützung freiwilliger Beratungs- und Vermittlungsangebote. Mit der Ein-
führung eines familienrechtlichen Umgangsrechts können solche Fragen erstmals in ei-
nen familiengerichtlichen Verfahrensrahmen gelangen. Kind, Eltern und Samenspender 
begegnen sich im Streitfall dann nicht mehr allein als private Personen, sondern als Be-
teiligte eines staatlichen Verfahrens mit eigenen Rollen, Rechten und Verfahrensabläu-
fen. 
Aus Sicht des DI-Netzes ist das Familiengericht für die Anbahnung persönlicher Kontakte 
kein geeigneter Ort. Gerichtliche Verfahren dienen der Entscheidung bestehender 
Rechtskonflikte. Die behutsame Entwicklung persönlicher Beziehungen, die auf Ver-
trauen, Offenheit und Freiwilligkeit beruht, lässt sich dagegen nur begrenzt in einen kont-
radiktorischen Verfahrensrahmen übertragen. 
Fragen der Kontaktaufnahme werden damit erstmals justiziabel. Dies kann einen zusätz-
lichen personellen, zeitlichen und finanziellen Aufwand nach sich ziehen. Umgangsver-
fahren können Anhörungen des Gerichts, die Beteiligung des Jugendamts, die Bestellung 
eines Verfahrensbeistands sowie gegebenenfalls sachverständige Gutachten erforderlich 
machen. Auffällig ist, dass der Referentenentwurf den hierdurch entstehenden Erfül-
lungsaufwand für Familiengerichte, Jugendämter und weitere Verfahrensbeteiligte nicht 
gesondert ausweist (S. 72–89), obwohl zusätzliche Verfahren zu erwarten sind. 
Hinzu kommt, dass Umgangsregelungen fortdauernde Rechtsverhältnisse begründen. 
Streit kann daher nicht nur über die erstmalige Kontaktaufnahme entstehen, sondern 
auch später über Umfang, Ausgestaltung, Begleitung oder Beendigung des Umgangs. 
Auch Verfahren, die letztlich ohne Umgangsregelung enden, binden erhebliche Ressour-
cen. Die Einführung eines Umgangsrechts eröffnet damit weit mehr als die Möglichkeit 
einer einmaligen gerichtlichen Entscheidung. Sie schafft einen dauerhaften familienge-
richtlichen Verfahrensweg. Die Vorstellung, bestehende Unsicherheiten ließen sich „dann 
einfach vor Gericht klären“, greift daher zu kurz. 
 

• Veränderung der psychologischen Rollen der Beteiligten 
Zugleich verändert sich die Rollenverteilung. Das Kind wird zum Träger einer familien-
rechtlichen Anspruchsposition. Der Samenspender wird zum Adressaten dieses Anlie-
gens und damit zum Bezugspunkt eines familienrechtlichen Verfahrens, obwohl die 
rechtliche Ausgestaltung der Samenspende dies bislang gerade nicht vorsah. 
Auch wenn der Referentenentwurf keine allgemeine Umgangspflicht des Samenspen-
ders vorgibt, dieser also umgangsunwillig bleiben darf, verändert sich dadurch die Aus-
gangslage. Das Kind tritt nun mit einer familienrechtlichen Anspruchsposition auf. Leh-
nen der Samenspender oder die Eltern einen Kontaktwunsch ab oder möchten sie ihn 
nur in begrenztem Umfang zulassen, können sie in eine Rechtfertigungsposition geraten, 
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ihre Haltung gegenüber Gericht, Jugendamt oder anderen Verfahrensbeteiligten im 
Schriftverkehr oder in mündlichem Vortrag begründen zu müssen. 
Damit verschiebt sich auch die Wahrnehmung der Beteiligten. Der Kontaktwunsch er-
scheint nicht mehr allein als persönliche zwischenmenschliche Anfrage, über die die Be-
teiligten gemeinsam und privat entscheiden, sondern als Anliegen des Kindes in einer 
familienrechtlichen Anspruchsrolle. Eltern oder Samenspender geraten leichter in die 
Rolle derjenigen, von denen erwartet wird, zur Verwirklichung dieses Anliegens beizutra-
gen oder ihr Verhalten zu rechtfertigen. 
Mit der rechtlichen Anerkennung eines Umgangsanspruchs verändert sich also die Er-
wartungsstruktur. Die Frage lautet nicht mehr allein, ob die Beteiligten Kontakt wün-
schen, sondern zunehmend, weshalb einem rechtlich anerkannten Anliegen des Kindes 
nicht entsprochen wird. Eine solche Rechtfertigungslogik mag in Fallgruppen nachvoll-
ziehbar erscheinen, in denen bereits familiäre Bezüge bestehen und wo von elterlicher 
Verantwortungsübernahme ausgegangen wird. Bei der Samenspende wird sie jedoch 
auf einen Mann übertragen, der nicht durch eine soziale Eltern-Kind-Beziehung mit 
dem Kind verbunden ist und den die Familie bisher nicht einmal kennt. 

• Rechtsunsicherheit und unklare Maßstäbe 
Die Einführung eines Umgangsrechts wirft erhebliche Fragen der Rechtssicherheit auf. 
Der Referentenentwurf schafft eine neue familienrechtliche Anspruchsgrundlage, ohne 
hinreichend zu verdeutlichen, nach welchen Maßstäben sie gerade in Konstellationen der 
Samenspende angewendet werden soll. Zwar gehört die Entscheidung über den konkre-
ten Umgang zum klassischen Aufgabenbereich der Familiengerichte. Dem Gesetzgeber 
obliegt es jedoch, die wesentlichen Wertungsentscheidungen und die besonderen Maß-
stäbe neuer familienrechtlicher Regelungen selbst hinreichend klar festzulegen. Gerade 
daran fehlt es hier. 
Der Entwurf übernimmt das Instrument des klassischen Drittumgangsrechts, ohne näher 
zu erläutern, welche Besonderheiten der Samenspende seine Anwendung prägen sollen. 
Welches Gewicht kommt der bewussten Trennung von genetischer Abstammung und El-
ternschaft zu? Welche Bedeutung hat es, dass ein persönlicher Kontakt zum Samenspen-
der häufig gerade nicht Bestandteil der ursprünglichen Familiengründung und -entwick-
lung war? Soll der Samenspender im Rahmen des Umgangsrechts grundsätzlich wie 
Großeltern oder andere sozial-familiäre Bezugspersonen behandelt werden oder gelten 
für ihn eigenständige Maßstäbe? Antworten hierauf enthält der Entwurf nicht. 
Dass viele Fragen des Umgangsrechts erst unter Berücksichtigung der Umstände des Ein-
zelfalls beantwortet werden können, liegt in der Natur des Familienrechts. Gerade des-
halb kommt den gesetzlichen Leitlinien besondere Bedeutung zu. Je größer der Entschei-
dungsspielraum im Einzelfall ist, desto wichtiger ist es, dass der Gesetzgeber die Beson-
derheiten der Samenspende und die Maßstäbe ihrer Berücksichtigung selbst möglichst 
klar bestimmt. Stattdessen bleibt die nähere Ausgestaltung der Regelung weitgehend der 
späteren Anwendung durch Jugendämter und Familiengerichte überlassen. Für die Betei-
ligten bleibt deshalb schwer vorhersehbar, welche Erwartungen, Verfahren und rechtli-
chen Folgen mit dem neuen Umgangsrecht tatsächlich verbunden sein können. Offen 
bleibt damit nicht nur, wie Gerichte künftig entscheiden werden, sondern auch, welche 
Rolle dem Samenspender im praktischen Vollzug der Regelung zugeschrieben und welche 
sozialen Erwartungen mit dem gesetzlichen Umgangsrecht künftig verbunden werden. 
 
Gerade im Bereich der Samenspende wiegt diese fehlende Vorhersehbarkeit besonders 
schwer. Die beteiligten Personen kennen einander bei der Familiengründung nicht und 
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treffen ihre Entscheidungen viele Jahre vor einem möglichen Umgangsverfahren im Ver-
trauen auf die geltende Rechtslage. Der Referentenentwurf regelt jedoch nicht lediglich 
einen später entstehenden Konflikt, sondern führt für diese Familiengründung eine neue 
familienrechtliche Anspruchsgrundlage ein, ohne ihre praktische Reichweite und ihre be-
sonderen Anwendungsmaßstäbe hinreichend zu konkretisieren. Dies erschwert bereits 
vor einer Samenspende eine verlässliche Aufklärung, Beratung und Entscheidungsfin-
dung. Betroffen sind hiervon nicht nur Kinder und Eltern, sondern ebenso Samenspender, 
Samenbanken, Ärztinnen und Ärzte sowie Beratungsfachkräfte. 
 
Die praktischen Folgen dieser ungeklärten Ausgestaltung zeigen sich besonders deutlich 
bei all jenen Samenspendern, von denen zahlreiche Kinder abstammen. Bereits der Inhalt 
des Umgangsrechts bleibt weitgehend offen bis zur gerichtlichen Klärung. Soll es bei ei-
nem einmaligen Kennenlernen bleiben oder sind wiederkehrende Kontakte gemeint? 
Kommen persönliche Treffen oder auch digitale Kontakte in Betracht? In welcher Häufig-
keit und über welchen Zeitraum? Welche Bedeutung kommt einem Desinteresse des Sa-
menspenders zu? Welche Erwartungen entstehen, wenn mehrere Kinder Kontakt wün-
schen, insbesondere wenn er inzwischen selbst eine Familie gegründet hat? Auf all diese 
Fragen gibt der Referentenentwurf keine Antwort. Sie mögen sich erst im jeweiligen Ein-
zelfall beantworten lassen.  
Gerade in einem Bereich, der auf Vertrauen, Aufklärung und klaren Rollen beruht, er-
scheint eine solche Rechtsunsicherheit hochproblematisch. 
 

• Ärztliche Aufklärung  
Bereits die ärztliche Aufklärung vor einer Samenspende (§ 2 Abs. 1 SaRegG) verdeutlicht 
die praktische Tragweite der Neuregelung. Bisher konnte einem Samenspender erläutert 
werden, dass er nicht rechtlicher Vater der aus seiner Spende hervorgehenden Kinder 
wird, ihm keine elterlichen Rechte oder Pflichten zukommen und ein Kind später Auskunft 
über seine Identität erhalten kann, da die Kenntnis der eigenen Abstammung für die so 
gezeugte Person von Bedeutung sein kann. Künftig müsste er dagegen ergänzend über 
das gesetzliche Umgangsrecht der aus seiner Spende hervorgehenden Kinder infor-
miert werden. Diese Aufklärung könnte dann künftig etwa wie folgt lauten: 
 

„Allen Kindern, die aus Ihrer Spende hervorgehen, steht ein gesetzliches Recht auf 
Umgang mit Ihnen zu, denn Sie sind ihr leiblicher Elternteil. Sie selbst sind zwar nicht 
verpflichtet, den Umgang wahrzunehmen. Das Recht auf Umgang der Kinder mit 
Ihnen besteht jedoch auch dann, wenn Sie selbst keinen Umgang wünschen. Dieses 
Umgangsrecht steht nicht nur einem einzelnen ihrer leiblichen Kinder zu, sondern 
sämtlichen Kindern, die aus Ihrer Spende hervorgehen.“ 

Die Information, dass jedem einzelnen aus der Spende hervorgehenden Kind ein gesetz-
liches Umgangsrecht gegenüber dem Samenspender als „leiblichem Elternteil“ zustehen 
soll, verändert die Wahrnehmung der rechtlichen Folgen einer Samenspende erheblich. 
Dies könnte eine abschreckende Wirkung auf potentielle Samenspender haben und da-
mit die Bereitschaft zur Samenspende erheblich mindern. Aus Sicht von Samenbankbe-
treibern könnte eine resultierende Verringerung der Spendebereitschaft zudem die 
durch Art. 12 Abs. 1 GG geschützte Berufsausübungsfreiheit berühren. Gleiches gilt für 
Wunscheltern, denen künftig erläutert werden müsste, dass ihrem Kind gegenüber dem 
Samenspender ein gesetzliches Umgangsrecht zustehen soll, selbst wenn der Samen-
spender weder das Recht noch die Pflicht zum Umgang hat. Bezogen auf die Wunschel-
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tern geht das DI-Netz prognostisch davon aus, dass sie sich durch die Neuregelung über-
wiegend nicht von der Nutzung einer Samenspende abhalten lassen. Es ist jedoch zu er-
warten, dass die vorgeschlagene Regelung neue Anreize zur Geheimhaltung schafft, da 
ein Teil der Wunscheltern einen späteren Umgang ihres Kindes mit dem Samenspender 
kategorisch ausschließen möchte. Die Regelung könnte damit gerade den Zielen entge-
genwirken, die sie selbst verfolgt. 

4) Möglicher Streitfall vor Gericht: Kind gegen Eltern 

Der Referentenentwurf will Kindern nach Samenspende ein eigenes familienrechtliches Um-

gangsrecht gegenüber dem Samenspender eröffnen. Betrachtet man die möglichen Fallge-

staltungen näher, reduziert sich der praktische Anwendungsbereich der vorgeschlagenen 

Regelung jedoch erheblich. 

Wünschen Kind und Samenspender beide einen Kontakt, bedarf es keines familienrechtli-

chen Umgangsrechts. Einvernehmliche Begegnungen können bereits nach geltendem Recht 

jederzeit stattfinden. Lehnt der Samenspender einen Kontakt dagegen ab, bleibt er – wie 

jeder andere Dritte auch – nicht verpflichtet, Umgang wahrzunehmen. Das vorgeschlagene 

Umgangsrecht kann dem Kind den gewünschten Kontakt daher auch in dieser Fallgestaltung 

nicht verschaffen. Bei vielen Kindern wird sich der berechtigte Eindruck von Ungerechtigkeit 

einstellen, da ihnen das Gesetz etwas verspricht, das sie nicht bekommen können.  

Nach Ausscheiden der beiden naheliegenden Fallkonstellationen reduziert sich der 

praktische Anwendungsbereich der Neuregelung im Wesentlichen auf Konflikte 

zwischen minderjährigem Kind und Eltern. 

Doch auch die verbleibende Fallgruppe – das Kind verlangt Kontakt, der Samenspender wäre 

hierzu bereit, die rechtlichen Eltern wollen diesen Kontakt jedoch nicht oder noch nicht un-

terstützen – ist nochmals erheblich eingegrenzt. Das Umgangsrecht kann überhaupt erst Be-

deutung erlangen, wenn das Kind von seiner Entstehung durch Samenspende weiß und den 

Samenspender identifizieren kann. Es muss also wissen, welcher konkrete Mann sein Samen-

spender ist. Gerade jüngere Minderjährige werden hierfür regelmäßig auf die Unterstützung 

ihrer Eltern oder anderer Erwachsener angewiesen sein. 

Hinzu kommt, dass das Kind selbst den Wunsch nach einem Kontakt entwickelt haben muss. 

Soweit das Samenspenderregistergesetz Anwendung findet, kann es die Identität des Sa-

menspenders grundsätzlich erst ab Vollendung des 16. Lebensjahres selbst erfragen. Da das 

vorgeschlagene Umgangsrecht mit Eintritt der Volljährigkeit endet, verbleibt häufig nur ein 

Zeitraum von etwa zwei Jahren, in dem das Kind dieses Recht überhaupt eigenständig wahr-

nehmen könnte. Gerade in diesem Alter erleben sich Jugendliche zudem häufig ohnehin als 

weitgehend selbstständig, um den Samenspender über Messengerdienste oder andere Kom-

munikationswege unabhängig von erwachsener Unterstützung und Familienrecht direkt zu 

kontaktieren. 
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Selbst wenn das Kind die Identität des Spenders kennt, wäre eine Umgangsregelung über 

das Gericht nicht selbstverständlich. Das Familiengericht müsste nach einer eigenständigen 

Kindeswohlprüfung zu der Überzeugung gelangen, dass gerade dieser Umgang dem Wohl 

des Kindes dient. Doch dies erscheint keineswegs selbstverständlich. Denn der Streit würde 

sich gegen die eigenen Eltern richten, die den Kontakt gerade nicht unterstützen möchten. 

Ein gerichtliches Verfahren gegen die eigenen Eltern kann Loyalitätskonflikte verschärfen 

und bei Gericht gegen die Kindeswohldienlichkeit des Umgangs sprechen (S. 168) 

Der tatsächliche Anwendungsbereich der Neuregelung bleibt damit auf wenige Fall-

gestaltungen beschränkt.14 Gerade deshalb richtet sich ihre praktische Wirkung we-

niger auf die Durchsetzung eines Umgangs gegenüber dem Samenspender als viel-

mehr auf die gerichtliche Überprüfung elterlicher Entscheidungen über die Unter-

stützung eines solchen Kontakts. 

Gerade deshalb stellt sich die Frage, wer über eine Kontaktaufnahme des minderjährigen 

Kindes zum Spender entscheiden soll.  

Nach geltendem Recht fällt diese Entscheidung grundsätzlich in den Verantwortungsbereich 

der rechtlichen Eltern. Ihnen obliegt kraft Personensorge das elterliche Umgangsbestim-

mungsrecht (§ 1632 Abs. 2 BGB). Dies entspricht ihrer durch § 1626 BGB und Art. 6 Abs. 2 

GG geschützten Verantwortung für Pflege, Erziehung und Entwicklung ihres Kindes – selbst-

verständlich altersabhängig in zunehmender Absprache mit dem heranwachsenden Kind. 

Das geltende Recht vertraut den Eltern diese Entscheidungsbefugnis grundsätzlich an. 

Der Referentenentwurf sieht demgegenüber keine Altersschwelle vor. Das vorgesehene 

Umgangsrecht soll dem Kind grundsätzlich bereits während der gesamten Minderjährigkeit 

zustehen. Die gesetzliche Regelung betrifft damit nicht erst Jugendliche, die sich eigenstän-

dig mit ihrer Abstammung auseinandersetzen möchten, sondern ebenso Säuglinge, Kleinkin-

der und Grundschulkinder. Gerade in diesen frühen Entwicklungsphasen hängt die Frage, ob 

und wann eine Begegnung mit dem Samenspender sinnvoll ist, in besonderem Maße von der 

individuellen Entwicklung des Kindes ab. Sie lässt sich deshalb nicht abstrakt gesetzlich be-

antworten. Je jünger das Kind ist, desto stärker ist es darauf angewiesen, dass seine Eltern 

diese Entscheidung verantwortungsvoll für es treffen. 

So treffen Eltern täglich Entscheidungen darüber, welche Beziehungen sie fördern, beglei-

ten oder begrenzen und welche Kontakte sie ihrem jungen Kind gegenwärtig noch nicht zu-

muten möchten. Eltern beurteilen, ob ihr Kind für bestimmte Begegnungen schon bereit ist, 

ob eine Beziehung vertieft oder zunächst behutsam angebahnt werden sollte und ob mögli-

che Chancen die damit verbundenen Risiken überwiegen. Dies betrifft nicht nur Kontakte zu 

Freunden oder anderen Bezugspersonen. Nach geltendem Recht gehört auch die Entschei-

dung über einen möglichen Kontakt zum Samenspender zu diesem Verantwortungsbereich. 

 
14 Diese Einschätzung entspricht auch der Auffassung des Referats für Kindschaftsrecht. In der Anhörung am 
15.06.2026 führte die Referatsleitung aus, die Regelung beträfe bei der Samenspende „sehr, sehr wenige Fälle“. 
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Gerade bei der Samenspende kommt hinzu, dass Eltern die Entwicklung ihres Kindes zwar 

einschätzen können, den Samenspender jedoch häufig überhaupt nicht kennen. 

Aus Sicht des DI-Netzes besteht die Besonderheit der Samenspende gerade darin, 

dass Eltern zwar ihr Kind kennen und seine Bedürfnisse einschätzen können, den 

Samenspender jedoch meist überhaupt nicht kennen. Anders als bei gewachsenen 

sozialen Beziehungen lässt sich deshalb nicht zuverlässig vorhersehen, welche Dy-

namik sich aus einer Begegnung entwickelt und welche Rolle der Samenspender 

künftig im Leben des Kindes einzunehmen beabsichtigt. Für die Familie ist er zu-

nächst ein wildfremder Mann.  

Hinzu kommt, dass die Entscheidung zu einer ersten persönlichen Begegnung mit dem Sa-

menspender irreversibel ist. Alles, was das Kind im Kontakt über den Samenspender erfährt 

und erlebt, wird Teil seines Wissens über den Menschen, von dem es abstammt. Misst das 

Kind seiner genetischen Abstammung für das eigene Selbstverständnis Bedeutung bei, kön-

nen diese Erfahrungen auch Einfluss darauf gewinnen, wie es sich selbst versteht. Gerade 

deshalb kommt der Entscheidung über den Zeitpunkt einer ersten Begegnung besonderes 

Gewicht zu. 

Die Erfahrungen des DI-Netzes aus der Begleitung von Familien zeigen, dass, wenn sich eine 

Familie zum Kontakt entscheidet, Begegnungen zwischen Kindern und Samenspendern sehr 

unterschiedlich verlaufen können. Viele Kontakte entwickeln sich positiv. Es gibt jedoch 

auch Konstellationen, in denen unterschiedliche Erwartungen, Kontaktabbrüche oder Ent-

täuschungen auf Seiten des noch in Entwicklung befindlichen Kindes zu Belastungen führen. 

Dem DI-Netz sind zudem Fälle bekannt geworden, in denen Substanzmittelabhängigkeit, er-

hebliche psychische Auffälligkeiten oder extremistische Weltanschauungen des Samenspen-

ders den Kontakt erschwerten. Belastungen können ferner entstehen, wenn der Samenspen-

der Grenzen des Kindes überschreitet oder einen engeren oder häufigeren Kontakt zur Fa-

milie wünscht, als diese selbst möchte.15 

Vor diesem Hintergrund erscheint es nachvollziehbar, dass Eltern einen solchen 

Kontakt sorgfältig abwägen und ihn gegebenenfalls auch zurückstellen oder ableh-

nen.  

 
15 Ein eindrückliches Beispiel bietet der Dokumentarfilm „Donor Unknown“ (2010). Er begleitet mehrere junge 
erwachsene Nachkommen des Samenspenders „Donor 150“ (Jeffrey Harrison) bei ihrer ersten persönlichen 
Begegnung mit ihm. Nach späteren Berichten wurden durch seine Samenspenden mehr als 100 Nachkommen 
gezeugt. Im Film treffen sie auf eine Person, die kaum zur Identifikation oder Idealisierung einlädt: Harrison wird 
als exzentrischer Althippie gezeigt, der unter prekären Verhältnissen in einem Wohnmobil auf einem Parkplatz 
in Kalifornien lebt, Tauben füttert und Drogen konsumiert. Gerade die Irritation, die aus der Begegnung mit der 
realen Person hinter der genetischen Abstammung entstehen kann, verdeutlicht, wie wenig sich im Vorfeld 
vorhersagen lässt, welche Erwartungen sich erfüllen und welche enttäuscht werden. „Donor Unknown“ macht 
damit anschaulich, wie unsicher Prognosen über die Bedeutung einer späteren Begegnung zwischen Nachkom-
men und Samenspender sind. Weder die Persönlichkeit des Spenders noch die Auswirkungen eines solchen 
Kontakts auf den einzelnen Nachkommen lassen sich im Voraus verlässlich einschätzen. 
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Ob eine Kontaktaufnahme dem Kind tatsächlich nützt, lässt sich regelmäßig nicht anhand 

objektiver Kriterien eindeutig beantworten. Vielmehr handelt es sich um eine Prognoseent-

scheidung darüber, ob gerade dieses Kind zu diesem Zeitpunkt von einer Begegnung mit dem 

Samenspender profitieren oder durch sie belastet werden könnte. 

Eine solche Prognose hängt von einer Vielzahl individueller Umstände ab. Maßgeblich sind 

insbesondere die Persönlichkeitsentwicklung des Kindes, seine gegenwärtige Lebenssitua-

tion, seine Motive für den Kontakt sowie die zu erwartenden Auswirkungen auf seine wei-

tere Entwicklung.  

Gerade weil sich solche Entwicklungen im Voraus häufig nicht zuverlässig beurteilen lassen, 

gehört die Entscheidung darüber, ob und wann ein minderjähriges Kind dem Samenspen-

der begegnen sollte, nach geltendem Recht grundsätzlich zum Kernbereich elterlicher Ver-

antwortung. Das Familienrecht weist derartige Prognoseentscheidungen nicht deshalb den 

Eltern zu, weil sie stets die richtige Entscheidung treffen, sondern weil sie seine Entwick-

lung aus nächster Nähe begleiten, Verantwortung für seine Erziehung tragen und sein Wohl 

fördern.  

Mit dem vorgeschlagenen Gesetz würde die elterliche Entscheidungskompetenz 

nicht mehr grundsätzlich genügen. Sie könnte vielmehr gegenüber staatlichen 

Stellen rechtfertigungsbedürftig werden und zum Gegenstand familiengerichtli-

cher Kontrolle werden. 

Umgang setzt regelmäßig voraus, dass Erwachsene ihn ermöglichen, organisieren und be-

gleiten. Soll ein Umgang mit dem Samenspender verwirklicht werden, werden dies in der 

Regel die Eltern übernehmen. Sie werden diejenigen sein, die Termine abstimmen, gegebe-

nenfalls Fahrten zu weit entfernten Wohnorten organisieren, Begegnungen vorbereiten, Re-

aktionen des Kindes auffangen und den Kontakt in den Familienalltag integrieren müssen. 

Die praktische Wirkung der Regelung entfaltet sich daher vor allem gegenüber den rechtli-

chen Eltern. Während der Samenspender weiterhin nicht verpflichtet ist, Umgang wahrzu-

nehmen, würden rechtliche Eltern in die Situation geraten, einen Umgang im Rahmen ihrer 

Wohlverhaltenspflicht „ermöglichen und fördern“ zu müssen (S. 168), den sie nach sorgfäl-

tiger Abwägung vielleicht gerade nicht für förderlich halten. Zugleich könnten sie als Unter-

haltspflichtige (§ 1601 BGB; § 1692 Abs. 2 BGB-E) mit den manchmal erheblichen Kosten 

eines solchen Umgangs belastet werden (S.36, 174).  

Der Staat darf das elterliche Umgangsbestimmungsrecht nicht ohne schwerwiegen-

den verfassungsrechtlichen Grund durch eigene gesetzgeberische Vorstellungen 

darüber ersetzen, welche persönlichen Beziehungen für ein minderjähriges Kind 

entwickelt werden sollen. 
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5) Was gewinnt das Kind? 

Der Referentenentwurf verfolgt das legitime Anliegen, Kinder nach Samenspende bei Fragen 

ihrer Herkunft und möglichen Kontakten zum Samenspender zu unterstützen. Fraglich ist 

jedoch, ob sich die sehr unterschiedlichen Anliegen der Kinder überhaupt in einem familien-

rechtlichen Umgangsrecht angemessen abbilden lassen. 

Die Anliegen von Kindern nach Samenspende sind vielfältig: Manche möchten den Samen-

spender kennenlernen. Andere wünschen sich zunächst nur ein Foto oder Antworten auf ein 

paar Fragen. Für andere stehen medizinische Informationen oder der Kontakt zu den ande-

ren Kindern desselben Spenders im Vordergrund. Wieder andere entwickeln überhaupt kei-

nen Wunsch nach Kontakt und wünschen sich eher Distanz.  

Das familienrechtliche Umgangsrecht knüpft stattdessen an eine vorausgesetzte Beziehung 

zwischen Kind und Samenspender an und macht den Samenspender zum rechtlichen Be-

zugspunkt des Kindes. Zwar verpflichtet das Umgangsrecht kein Kind, einen solchen Um-

gangs tatsächlich wahrzunehmen. Es geht jedoch von der gesetzlichen Wertung aus, dass 

gerade diese Beziehung familienrechtlich als besonders bedeutsam einzuordnen ist. Gerade 

diese gesetzliche Vorannahme wird den sehr unterschiedlichen Anliegen vieler Kinder nicht 

gerecht. Nicht jedes Interesse an der eigenen Herkunft und auch nicht jedes Desinteresse 

sind zugleich Ausdruck des Wunsches nach einer familienrechtlich relevanten Umgangsbe-

ziehung zum Samenspender. 

Ein Umgangsrecht kann zwar einen rechtlichen Rahmen für Kontakte schaffen. Es beantwor-

tet jedoch nicht die vorgelagerte Frage, welche Bedeutung der Samenspender für das ein-

zelne Kind überhaupt hat. Gerade darüber gehen die Vorstellungen betroffener Kinder weit 

auseinander. 

Selbst in denjenigen wenigen Fallkonstellationen, in denen das vorgeschlagene Umgangs-

recht überhaupt praktische Bedeutung erlangen könnte, bleibt offen, ob es den sehr unter-

schiedlichen Anliegen der betroffenen Kinder tatsächlich gerecht wird. Aus Sicht des DI-Net-

zes sollte der Gesetzgeber nicht den Fehler begehen, dieser Vielfalt pauschal mit einem Um-

gangsrecht zu begegnen. 

Nicht jedes Kind sucht eine Beziehung zum Samenspender. Der Referentenentwurf 

macht sie dennoch zum zentralen familienrechtlichen Bezugspunkt. 

6) Warum dann dieses Gesetz? 

Die vorstehenden Überlegungen führen zu einem auffälligen Befund: Je genauer man den 

tatsächlichen Anwendungsbereich der vorgeschlagenen Regelung im Kontext der Samen-

spende betrachtet, desto geringer erscheint ihr praktischer Regelungsgewinn. Einvernehm-

liche Kontakte bedürfen keines familienrechtlichen Umgangsrechts; lehnt der Samenspen-
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der einen Kontakt ab, bleibt er – wie jeder andere Dritte auch – nicht verpflichtet, Umgang 

wahrzunehmen. Selbst in den wenigen verbleibenden Fallkonstellationen, in denen das vor-

geschlagene Umgangsrecht überhaupt praktische Bedeutung erlangen könnte, bleibt offen, 

ob es den unterschiedlichen Anliegen der betroffenen Kinder tatsächlich gerecht würde. Es 

spricht vieles dafür, dass die vorgeschlagene Regelung die Zahl der „Umgangskontakte“ 

kaum erhöhen würde. 

Gerade deshalb richtet sich der Blick auf die Begründung des Referentenentwurfs selbst. 

Dort wird deutlich, dass es nicht lediglich um die Lösung einzelner Umgangskonflikte geht, 

sondern um die allgemeine Stellung des Samenspenders zur Familie: Der Samenspender 

wird erstmals einem besonders privilegierten Kreis von Bezugspersonen zugeordnet, zu de-

nen das Kind einen rechtlich geschützten Umgang haben soll. Er würde damit künftig zu den 

Personen zählen, die „neben den Eltern“ als „in der Regel mit dem Kind verbunden und für 

seine Entwicklung wichtige Personen“ angesehen werden (S. 167). Das Gesetz soll die „Be-

deutung weiterer Bezugspersonen für die Entwicklung des Kindes herausstellen“ (S. 66) und 

dem Kind Rechte gegenüber den „für seine Entwicklung in der Regel bedeutsamen und mit 

ihm verbundenen Personen“ vermitteln (S. 168). Es soll dem Kind ermöglichen, „Bindungen 

zu bestimmten Bezugspersonen aufzubauen oder zu erhalten, die maßgeblichen Einfluss auf 

seine Entwicklung haben können“ (S. 168). Der Kontakt zum „leiblichen, nicht rechtlichen 

Elternteil“, der Samenspender soll mitgemeint sein, könne für das Kind „insbesondere in Be-

zug auf seine Identitätsfindung durch Kenntnisse über die leibliche Abstammung“ „beson-

dere Bedeutung“ besitzen. Hierfür müsse der Mann zuvor nicht einmal „ernsthaftes Inte-

resse an dem Kind gezeigt“ haben (S. 169). 

Die Begründung beschreibt den Samenspender damit nicht lediglich als eine mögliche Kon-

taktperson. Sie zeichnet vielmehr das Bild einer mit dem Kind verbundenen Bezugsperson, 

deren Beziehung für die Entwicklung und Identitätsfindung des Kindes grundsätzlich bedeut-

sam sei und deshalb rechtlich besonders hervorgehoben werden solle, selbst wenn noch kein 

Kontakt hergestellt ist. Der Referentenentwurf etabliert auf diese Weise ein familienrechtli-

ches Leitbild für das Verständnis der Samenspende. 

Eltern, die einen Kontakt zunächst zurückstellen oder ablehnen, geraten dadurch leichter 

in die Rolle derjenigen, die ihrem Kind etwas vorenthalten, das nach der gesetzlichen Wer-

tung für dessen Entwicklung aber bedeutsam wäre. Gerade diese Wertung überzeugt jedoch 

nicht. Die Besonderheit der Samenspende besteht darin, dass sich Chancen und Risiken eines 

Kontakts häufig nicht im Voraus verlässlich beurteilen lassen. Ob eine Begegnung für das 

einzelne Kind bereichernd, belastend oder weitgehend folgenlos sein wird, zeigt sich vielfach 

erst im weiteren Verlauf. Es handelt sich hier deshalb nicht um die Anwendung eines allge-

meinen Erfahrungssatzes, sondern um eine schwierige Prognoseentscheidung im Einzelfall. 

Der Referentenentwurf geht ersichtlich davon aus, dass diese Entscheidung nicht den Eltern 

allein überlassen bleiben darf. Das geplante Gesetz trifft vielmehr selbst eine Vorentschei-

dung darüber, welche Bedeutung der Samenspender für das Kind grundsätzlich haben soll, 

und will diese zum Ausgangspunkt familiengerichtlicher Entscheidungen machen. Der Ent-
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wurf erläutert jedoch nicht, weshalb diese Prognoseentscheidung dem Gesetzgeber oder 

dem Familiengericht und nicht in erster Linie den Eltern überlassen werden soll. 

Auch gegenüber den betroffenen Kindern bleibt diese gesetzliche Leitvorstellung nicht 

neutral. Sie richtet sich nicht nur an diejenigen, die sich eine enge Beziehung zum Samen-

spender wünschen. Sie betrifft ebenso diejenigen Kinder, die den Samenspender anders ver-

stehen oder ihm für ihre eigene Lebensführung keine besondere Bedeutung beimessen. 

Manche Kinder fühlen sich nicht dadurch beeinträchtigt, dass es einen Samenspender gibt, 

den sie noch nicht kennengelernt haben. Sie fühlen sich vielmehr dadurch belastet, dass an-

dere ihnen erklären wollen, welche Bedeutung dieser Mensch für sie haben müsse. Denn 

gerade die Offenheit unterschiedlicher persönlicher Deutungen gehört zum Wesen der Sa-

menspende.  

Das SaRegG hat Kindern die Möglichkeit eröffnet, die Identität und die Anschrift des Samen-

spenders zu erfahren sowie Kontakt zu ihm aufzunehmen. Es beantwortet jedoch bewusst 

nicht die Frage, welche persönliche Bedeutung der Samenspender für das Leben des Kindes 

überhaupt haben soll. Der vorliegende Referentenentwurf geht weit darüber hinaus. Er ver-

bindet die Möglichkeit der Kontaktaufnahme mit einem gesetzlichen Leitbild, dass Kontakt 

und Beziehung zum Samenspender für die Entwicklung und Identitätsfindung des Kindes 

grundsätzlich wichtig seien. Gerade diese normative Vorentscheidung über die Bedeutung 

des Samenspenders für das Kind brauchen die Kinder und ihre Familien nicht. 

       

          Zwischenfazit 2:  
        DI-Netz lehnt die Einbeziehung von Konstellationen der Samenspende in die vorge-

schlagene familienrechtliche Umgangssystematik ab. 
        Der Referentenentwurf legt weder einen hinreichenden Regelungsbedarf noch einen 

überzeugenden praktischen Nutzen dar. Zugleich weist er dem Samenspender allein 
aufgrund der genetischen Verwandtschaft ohne weitere Begründung eine neue fami-
lienrechtliche Bedeutung zu. 

 
 

7) Gesamtfazit – Positionen von DI-Netz:  

 
Zum Auskunftsanspruch (§ 1619 BGB-E) 
 
1)  DI-Netz begrüßt die Einführung eines gesetzlichen Anspruchs des Kindes gegen seine 

Eltern auf Auskunft über seine leibliche Abstammung ausdrücklich. 
 
2)  Art, Umfang und Grenzen der elterlichen Auskunfts-, Mitwirkungs- und Nachfor-

schungspflichten sollten gesetzlich präziser geregelt werden. Insbesondere sollte klar-
gestellt werden, welche Informationen Eltern nach Samenspende schulden und welche 
Nachforschungen verlangt werden können. 
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3)  Die Bezugnahme auf Maßnahmen nach § 1666 BGB sollte gestrichen werden. Fehlende 
oder verzögerte Aufklärung über die Abstammung darf nicht pauschal als Anhaltspunkt 
für eine Kindeswohlgefährdung behandelt werden.  

 
Zum Umgangsrecht (§ 1688 Nr. 3 BGB-E) 
 
4)  Die Besonderheiten von Samenspende-Konstellationen werden in diesem Regelungs-

entwurf nicht hinreichend berücksichtigt. Die im Entwurf herangezogenen abstam-
mungs- und umgangsrechtlichen Wertungen sowie die hierzu entwickelte Rechtspre-
chung lassen sich nicht auf Konstellationen der Samenspende übertragen. 

 
5)  Die Regelungen zum Umgang des Kindes mit leiblichen, nicht rechtlichen Elternteilen 

aus anderen Fallkonstellationen sollten auf Konstellationen der Samenspende keine 
Anwendung finden. 

 
6)  Die genetische Abstammung vom Samenspender allein genügt nicht als Anknüpfungs-

punkt einer familienrechtlichen Umgangsbeziehung. Abstammungsinformationen, frei-
willige Kontaktmöglichkeiten und familienrechtliche Umgangsrechte sollten rechtlich 
getrennt geregelt werden. 

 
7)  Unterstützungsbedarfe bei Kontaktwünschen sollten vorrangig durch Beratung, Kon-

taktvermittlung und die Förderung freiwilliger Kontaktanbahnungen statt pauschali-
siert durch familienrechtliche Umgangsregelungen aufgegriffen werden. 

 
Zur Kinderperspektive 
 
8)  Die Bedeutung genetischer Abstammung für Kinder nach Samenspende kann individuell 

sehr unterschiedlich sein. Die Erfahrungen aus Familien nach Samenspende sprechen 
für eine Vielfalt von Interessen und Bedürfnissen statt für ein einheitliches Beziehungs-
modell. Gesetzliche Regelungen sollten dieser Vielfalt Rechnung tragen. 

 
9)  Die Stärkung der Rechte von Kindern nach Samenspende erfordert nicht zwangsläufig 

familienrechtliche Umgangsrechte. Entscheidend ist vielmehr, ob die Regelung den tat-
sächlichen Interessen und Bedürfnissen der betroffenen Kinder gerecht wird. 

 
Grundsätzlich 
 
10) Der Gesetzgeber sollte offenlegen, welche problematischen Fallkonstellationen er mit 

seinem Regelungsentwurf adressieren möchte, welche rechtliche Bedeutung er dabei 
der genetischen Abstammung beimisst und warum. Ob genetische Abstammung für das 
einzelne durch Samenspende gezeugte Kind später prägend, nachrangig oder nahezu 
bedeutungslos sein wird, sollte er dagegen nicht vorwegnehmen. 

 


